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Angabe der voraussichtlichen Dauer einer Arbeitsunfähigkeit in Arztbestätigung
Die von einem erkrankten Arbeitnehmer auf Verlangen des Arbeitgebers vorzulegende ärztliche Bestätigung hat neben Beginn und Ursache der Arbeitsunfähigkeit auch Angaben über die "voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit" zu enthalten. Dabei darf der Arbeitnehmer grundsätzlich den Angaben und Empfehlungen seines Arztes vertrauen, sofern ihm nicht deren Unrichtigkeit (beispielsweise aufgrund eigener unrichtiger Angaben gegenüber dem Arzt) bekannt ist oder bekannt sein muss. Dieser Maßstab gilt nicht nur für die Krankschreibung als solche, sondern auch für die ärztliche Beurteilung der voraussichtlichen Dauer der Arbeitsunfähigkeit, und zwar sowohl für deren Bemessung als auch für die im Einzelfall allenfalls bestehende Unmöglichkeit einer diesbezüglichen Angabe (OGH 29. 8. 2011, 9 ObA 97/10w = ARD 6175/2/2011).

Zulässige einvernehmliche Auflösung im Krankenstand
Eine einvernehmliche Auflösung des Dienstverhältnisses während eines entgeltpflichtigen Krankenstandes ist grundsätzlich zulässig. Wurde dem Arbeitnehmer eine Wiedereinstellung nicht zugesagt und liegen auch keine Umstände vor, die dafür sprechen, dass lediglich eine Unterbrechung (oder Karenzierung) des Dienstverhältnisses für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit vereinbart werden sollte, kann keine Rede davon sein, das Dienstverhältnis sei nur zum Schein einvernehmlich gelöst und ein weiter laufendes Dienstverhältnis verdeckt worden. In diesem Fall ist von einer wirksamen Auflösung des Dienstverhältnisses auszugehen und der Entgeltfortzahlungsanspruch und die Pflichtversicherung enden mit dem arbeitsrechtlichen Ende des Beschäftigungsverhältnisses (VwGH 27. 4. 2011, 2008/08/0154 = ARD 6175/4/2011).

Missbräuchliche einvernehmliche Auflösung im Krankenstand
Wird ein Dienstverhältnis während eines entgeltfortzahlungspflichtigen Krankenstandes einvernehmlich aufgelöst und kommt es nach Beendigung des Krankenstandes zur Wiedereinstellung des Dienstnehmers, ohne dass es faktische Anhaltspunkte für einen seinerzeitigen endgültigen Beendigungswillen gibt, so liegt eine Umgehung der Entgeltfortzahlungspflicht vor. Die Pflichtversicherung besteht daher für die gesamte Dauer des Anspruchs auf Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall fort (VwGH 27. 4. 2011, 2008/08/0176 = ARD 6175/5/2011).

Berücksichtigung einer Gewinnbeteiligung bei Abfertigung
Hat ein Arbeitnehmer Anspruch auf eine Gewinnbeteiligung, ist bei der Berechnung der Abfertigung Alt nur jene Gewinnbeteiligung zu berücksichtigen, die für das letzte Jahr vor der Beendigung des Dienstverhältnisses gebührt, und nicht jene, die in diesem Jahr ausbezahlt wurde. Kann eine Berechnung der Gewinnbeteiligung für das letzte Dienstjahr erst nach dem Ende des Arbeitsverhältnisses vorgenommen werden, wird die Abfertigung in diesem Umfang auch erst mit dem Anspruch auf Abrechnung der Gewinnbeteiligung fällig (OGH 27. 7. 2011, 9 ObA 22/11t = ARD 6176/2/2011).

Einbeziehung einer Diensterfindungsvergütung in Abfertigung
Ist ein Arbeitnehmer ausdrücklich zur Erfindertätigkeit im Unternehmen des Arbeitgebers angestellt und auch vorwiegend damit beschäftigt, gebührt ihm für gemachte Erfindungen gemäß § 8 Abs 2 PatG eine besondere Vergütung, sofern diese nicht schon durch ein im Hinblick auf die Erfindertätigkeit höheres Grundentgelt abgegolten ist. Diese besondere Vergütung für eine Diensterfindung fällt unter den Entgeltbegriff und ist grundsätzlich in die Bemessungsgrundlage der Abfertigung Alt einzubeziehen, sofern sie dem Arbeitnehmer regelmäßig gewährt wurde (OGH 29. 8. 2011, 9 ObA 96/11z = ARD 6176/3/2011).

Zulässige Mehrfachbefristung einer Mehrdienstpauschale
Liegt der vorwiegende Zweck einer "Mehrdienstpauschale" in der tatsächlichen Abgeltung von Überstunden, hat der Arbeitgeber ein legitimes Interesse daran, die Relation der tatsächlich erbrachten Mehrleistungen zu dem pauschalierten Entgelt im Auge zu behalten. Es ist daher sachlich gerechtfertigt, wenn eine Mehrdienstpauschale deshalb regelmäßig nur befristet zugesagt wird, damit der Arbeitgeber diese Entsprechung durch - hier jährliche - Prognosen und Überprüfungen der tatsächlichen Leistungen auch herstellen kann (OGH 27. 7. 2011, 9 ObA 61/11b = ARD 6176/4/2011).

Haftung des Beschäftigers bei Arbeitskräfteüberlassung
Im Rahmen einer Arbeitskräfteüberlassung haftet der Beschäftiger grundsätzlich für die gesamten der überlassenen Arbeitskraft für die Beschäftigung in seinem Betrieb zustehenden Entgeltansprüche sowie die SV-Abgaben als Bürge; hat der Beschäftiger jedoch seine Verpflichtungen aus der Überlassung bereits dem Überlasser nachweislich erfüllt, reduziert sich die Bürgenhaftung auf die Qualität einer Ausfallsbürgenhaftung. Dies ist schon dann der Fall, wenn er die - idR mit der Rechnungslegung - fälligen Forderungen des Überlassers beglichen hat; dass gerade der vom Arbeitnehmer geltend gemachte Entgeltanspruch vom Beschäftiger dem Überlasser nachweislich bezahlt wurde, ist nicht erforderlich (OGH 26. 5. 2011, 9 ObA 55/11w = ARD 6177/5/2011).

Aus der Rechtssprechung (Sozialversicherung)

Verschärfung des Zugangs zu Pflegegeldstufe 1 und 2 nicht verfassungswidrig
Die mit dem Budgetbegleitgesetz 2011 erfolgte Verschärfung der Zugangskriterien in den Pflegegeldstufen 1 und 2 (Anhebung des für die Einstufung notwendigen Pflegebedarfs für Stufe 1 von 50 auf 60 Stunden und für Stufe 2 von 75 auf 85 Stunden) ist nicht verfassungswidrig. Es steht dem Gesetzgeber frei, auf eine die öffentlichen Haushalte übermäßig belastende Nachfrage nach steuerfinanzierten Transferleistungen zu reagieren und den Zugang zu diesen Leistungen zu erschweren. Auch ist es dem Bund nicht verwehrt, im Rahmen seiner Gesetzgebungskompetenzen einkommenswirksame Regelungen auch dann zu treffen, wenn sie über den Umweg von geminderten Ersatz- oder Unterhaltsansprüchen zu Lastenverschiebungen in den öffentlichen Haushalten (hier: zulasten der Länder) führen können (VfGH 29. 6. 2011, F 1/11 = ARD 6175/6/2011).

Sturz auf nassen Badezimmerfliesen auf Dienstreise - kein Arbeitsunfall
Der Unfallversicherungsschutz während einer Dienstreise kann sich auch auf solche Tätigkeiten erstrecken, die sonst dem privaten Bereich zuzuordnen sind (wie zB Schlafen, Essen, Waschen, Wechseln der persönlichen Wäsche udgl), wenn gefahrbringende Umstände den Unfall wesentlich bedingt haben, die in ihrer besonderen Eigenart dem Beschäftigten am Wohn- oder Beschäftigungsort nicht begegnet wären. Dies ist jedoch zu verneinen, wenn ein Arbeitnehmer auf einer Dienstreise beim Ausstieg aus einer - wenn auch ungewöhnlich hohen - Duschwanne auf den nassen Plastikfliesen vor der Dusche ausrutscht und zu Sturz kommt. Nasse Fliesen vor einer Dusche sind nicht ungewöhnlich und die latent vorhandene Gefahr, in Duschräumen auf nassen Fliesen auszurutschen, ist allgemein bekannt (OGH 21. 7. 2011, 10 ObS 63/11d = ARD 6176/5/2011).

Wegunfall unter Alkoholeinfluss und Übermüdung - UV-Schutz
Erleidet ein Dienstnehmer auf der Heimfahrt von seinem Arbeitsplatz nach einer 13-stündigen Arbeitsschicht infolge eines Sekundenschlafs einen Verkehrsunfall, steht dieser Wegunfall auch dann unter Unfallversicherungsschutz, wenn der Dienstnehmer zum Unfallzeitpunkt stark alkoholisiert war, die Alkoholisierung aber nicht die rechtlich erhebliche Ursache für den Eintritt des Versicherungsfalls war, sondern die Alkoholisierung und die Übermüdung durch die lange Arbeitstätigkeit gleichwertige Ursachen für das Einschlafen des Dienstnehmers waren (OGH 21. 7. 2011, 10 ObS 2/11h = ARD 6176/6/2011).

Zuweisung eines Arbeitslosen zu einem sozialarbeiterisch begleiteten Arbeitstraining
Ist ein Langzeitarbeitsloser weder in der Lage, die realen Bedingungen am aktuellen Arbeitsmarkt einzuschätzen, noch die für einen Wiedereinstieg in das Berufsleben erforderlichen Rahmenbedingungen einzuhalten, sodass eine Vermittlung auf dem regulären Arbeitsmarkt ohne Teilnahme an einer Wiedereingliederungsmaßnahme nicht erfolgversprechend scheint, ist es - bei Einhaltung der von der Rechtsprechung herausgearbeiteten Kriterien - zulässig, ihn zu einer Maßnahme zur Wiedereingliederung arbeitsentwöhnter Personen in den Arbeitsmarkt in Form eines sozialarbeiterisch begleiteten Arbeitstrainings in einem geeigneten Betrieb für die Dauer von einem Jahr zu verpflichten (VwGH 24. 11. 2010, 2007/08/0336 = ARD 6180/6/2011)

Mehrtägiges Fernbleiben von AMS-Kurs - Vereitelung
Der Erfolg einer Maßnahme zur Wiedereingliederung kann auch durch ein (vorsätzliches) Verhalten des Arbeitslosen vereitelt werden, das mit Grund zum Ausschluss von der Maßnahme führt, und zwar insbesondere entweder weil der didaktische Erfolg in Ansehung des Arbeitslosen verfehlt würde oder weil das Verhalten den Erfolg der übrigen Teilnehmer zu gefährden geeignet ist. Verspätungen beim Kursbesuch und unentschuldigtes Fernbleiben können bei Erreichen einer gewissen Häufigkeit und Intensität durchaus als Verweigerung der Teilnahme an der Maßnahme und damit als Vereitelung der Wiedereingliederung in den Arbeitsmarkt gewertet werden.Vor diesem Hintergrund kann der Behörde im vorliegenden Fall nicht entgegengetreten werden, wenn sie die Abwesenheit des Arbeitslosen von der Wiedereingliederungsmaßnahme während 4 aufeinanderfolgender Tage, ohne dafür - mit Ausnahme kurzer Arztbesuche an 3 von 4 Tagen - triftige Gründe angeben zu können, zutreffend als Vereitelung beurteilt hat. Dass die Arztbesuche auch unter Hinzurechnung der Weg- und Wartezeiten die Teilnahme an der Maßnahme nicht während des gesamten Tages verhindert hätten, wurde vom Arbeitslosen nicht in Abrede gestellt. (Beschwerde abgewiesen) (VwGH 16. 3. 2011, 2007/08/0042 = ARD 6180/8/2011).
Neue Vorschriften

Lehrlingsentschädigung für Fitnessbetreuer
Festsetzung der Lehrlingsentschädigung und der Sonderzahlungen für Lehrlinge im Lehrberuf Fitnessbetreuer/Fitnessbetreuung ab 1. 10. 2011. Die monatliche Lehrlingsentschädigung beträgt im 1. Lehrjahr € 445,10, im 2. Lehrjahr € 568,90 und im 3. Lehrjahr € 799,30.

Gibt es in einem Betrieb keinen einschlägigen Facharbeiterlohn iSd § 1 Abs 1a Z 1 KJBG, so ist für die Überstundenentlohnung von Lehrlingen, die das 18. Lebensjahr vollendet haben, hinsichtlich der Berechnung des Grundlohns und des Überstundenzuschlags ein Stundenlohn von € 6,90 heranzuziehen (BGBl II 2011/317, ausgegeben am 29. 9. 2011 = ARD 6177/1/2011).
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